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Antrag
der Abg. Siegfried Lehmann u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Umgang mit Legasthenie und Lese-Rechtschreibschwäche

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1.	�wie sie die derzeit geltende Verwaltungsvorschrift zum Umgang mit Legastheni-
kern und Schülerinnen bzw. Schülern mit einer anerkannten Lese-Rechtschreib-
schwäche bewertet;

2.	�welche Veränderungen sie gegenüber der derzeit geltenden Verwaltungsvor-
schrift zum Umgang mit Legasthenie und Lese-Rechtschreibschwäche plant 
und welchen Zeithorizont sie für eine mögliche Änderung vorsieht;

3.	�ob sie die Einschätzung der Unterzeichner teilt, dass für eine Regelung, welche 
den Belangen von Schülerinnen und Schülern mit Legasthenie oder Lese-Recht-
schreibschwäche gerecht werden soll, eine Unterscheidung zwischen einer dau-
erhaften Störung (Legasthenie) und einer vorübergehenden Lese-Rechtschreib-
schwäche unterschieden werden muss;

4.	�ob sie ebenfalls der Meinung ist, dass eine Feststellung einer Legasthenie oder 
Lese-Rechtschreibschwäche durch einen externen Experten festgestellt werden 
muss;

5.	�ob sie die Auffassung teilt, dass eine gutachterlich festgestellte Störung wie  
einer Legasthenie (oder Dyskalkulie) für die Dauer der gesamten Schulzeit von 
der Schule anerkannt und dementsprechend in allen Fächern und den Abschluss-
prüfungen berücksichtigt werden muss;
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6.	�ob sie das in Bayern geltende Recht als sinnvoll erachtet, wonach 
	
	 a) �eine Anerkennung der Legasthenie nicht mit Übergang zur Sekundarstufe II 

endet, sondern während der gesamten Schulzeit Berücksichtigung im Leis-
tungsausgleich findet,

	 b) �eine Anerkennung der Lese-Rechtschreibschwäche nicht mit Ende der Klasse 6 
endet, sondern erst mit Ende der Klasse 10 und darüber hinaus in besonderen 
Fällen weiterhin berücksichtigt werden kann und

	 c) �eine Feststellung der Lese-Rechtschreibschwäche durch einen Schulpsycho-
logen, eine Feststellung der Legasthenie durch einen Facharzt für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie erfolgen muss.

15. 11. 2012

Lehmann, Aras, Boser, Fritz, Poreski GRÜNE

B e g r ü n d u n g

Schülerinnen und Schüler mit einer vorübergehenden Lese-Rechtschreibschwäche 
oder mit einer dauerhaften Legasthenie genießen in Deutschland je nach Bun-
desland unterschiedlichen Schutz hinsichtlich der Leistungsbewertung sowie des 
Nachteilsausgleichs.

In Baden-Württemberg entscheidet derzeit die Klassenkonferenz, inwieweit Schü-
lerinnen und Schüler einen Nachteilsausgleich erhalten sollen oder ob bei der 
Leistungsbewertung vom Anforderungsprofil der Klassenstufe abzuweichen ist.  
Generell sollen Rechtschreibleistungen bei Kindern mit Lese-Rechtschreibschwä-
che oder Legasthenie lediglich bis Ende der sechsten Klasse nicht oder nur zu-
rückhaltend gewertet werden. Ab der 7. Klasse bedarf es eines begründeten Aus-
nahmefalls, um eine Berücksichtigung der Schwäche in der Leistungsbewertung 
weiterhin sicherzustellen. Auch hierüber soll die Klassenkonferenz entscheiden.

Der Freistaat Bayern pflegt einen deutlich anderen Umgangsstil mit Kindern und 
Jugendlichen mit Legasthenie oder Lese-Rechtschreibschwäche: Eine dauerhafte 
Legasthenie muss dort durch einen Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie 
bestätigt werden, eine vorübergehende Lese-Rechtschreibschwäche durch einen 
Schulpsychologen bescheinigt werden. Die Berücksichtigung einer Lese-Recht-
schreibschwäche endet in Bayern in der Regel mit Abschluss der Jahrgangsstufe 
10, die Berücksichtigung einer Legasthenie dauert während der gesamten Schul-
zeit an. Dabei müssen Leistungen im Lesen und Rechtschreiben bei Schülerinnen 
und Schülern mit Legasthenie und bei Schülerinnen und Schülern mit einer Lese-
Rechtschreibschwäche zurückhaltend gewichtet werden. 

Nach Ansicht der Unterzeichner ist zu klären, inwieweit die geltende Verwaltungs-
vorschrift den Belangen von Schülerinnen und Schülern mit Legasthenie oder 
Lese-Rechtschreibschwäche gerecht wird. Hinsichtlich der deutlich transparente-
ren und individuelleren Strukturen im Freistaat Bayern schlagen die Unterzeichner 
vor, eine Anpassung des Umgangs mit Legasthenie oder Lese-Rechtschreibschwä-
che insbesondere hinsichtlich der Dauer des Nachteilsausgleichs sowie der berück-
sichtigenden Leistungsbewertung an die Vorgehensweise in Bayern anzugleichen. 
Auch eine Feststellung der Schwächen oder Störungen durch externe Experten 
sowie die Verbindlichkeit der Anerkennung dieser durch die Schulen ist nach Auf-
fassung der Unterzeichner anzustreben.
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S t e l l u n g n a h m e *)

Mit Schreiben vom 9. Januar 2013 Nr. 31–6504.2/591/ nimmt das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1.	�wie sie die derzeit geltende Verwaltungsvorschrift zum Umgang mit Legastheni-
kern und Schülerinnen bzw. Schülern mit einer anerkannten Lese-Rechtschreib-
schwäche bewertet;

In der Wissenschaft wird kontrovers über Ursachen für Schwierigkeiten im  
Lesen und Rechtschreiben diskutiert, über Verfahren zur Diagnostik, vor allem 
aber darüber, durch wen die Diagnostik erfolgen sollte. Das Kultusministerium 
beteiligte Expertinnen und Experten aus den unterschiedlichsten wissenschaftli-
chen Disziplinen, aus Gremien und Elternverbänden und Lehrkräfte aller Schular-
ten bei der Erarbeitung der Verwaltungsvorschrift vom 22. August 2008: „Kinder 
und Jugendliche mit besonderem Förderbedarf und Behinderungen“. Durch diesen 
umfangreichen Beteiligungsprozess genießt die Verwaltungsvorschrift Akzeptanz. 
Die Umsetzung wurde durch zahlreiche Dienstbesprechungen und Fortbildungs-
veranstaltungen begleitet.

2.	�welche Veränderungen sie gegenüber der derzeit geltenden Verwaltungsvor-
schrift zum Umgang mit Legasthenie und Lese-Rechtschreibschwäche plant und 
welchen Zeithorizont sie für eine mögliche Änderung vorsieht;

Nach der Auffassung des Kultusministeriums hat sich die Verwaltungsvorschrift 
bewährt. Das Kultusministerium verfolgt aber weiterhin aufmerksam die entspre-
chenden Diskurse unter Wissenschaftlern und Praktikern sowohl im erziehungs-
wissenschaftlichen als auch im psychologischen und medizinischen Bereich und 
wird ggfs. auf diese entsprechend reagieren.

3.	�ob sie die Einschätzung der Unterzeichner teilt, dass für eine Regelung, wel-
che den Belangen von Schülerinnen und Schülern mit Legasthenie oder Lese-
Rechtschreibschwäche gerecht werden soll, eine Unterscheidung zwischen einer 
dauerhaften Störung (Legasthenie) und einer vorübergehenden Lese-Recht-
schreibschwäche unterschieden werden muss;

Die Verwaltungsvorschrift unterscheidet zwischen dem Nachteilsausgleich, der 
das Anforderungsprofil unberührt lässt, und der zurückhaltenden Gewichtung 
bei Lese- und Rechtschreibschwächen, die in den unteren Klassen den besonde-
ren Problemen des Schriftspracherwerbs Rechnung tragend von dem allgemeinen  
Anforderungsprofil und damit aus den genannten pädagogischen Gründen von der 
Validität der Notengebung absieht.  

Die Verwaltungsvorschrift ermöglicht es, bei einem verzögerten Schriftspracher-
werb in den unteren Klassen im Lesen und Rechtschreiben – auch in den Fremd-
sprachen – von der Notengebung und damit von dem für alle geltenden Anforde-
rungsprofil in Grenzen abzusehen und mehr auf die individuellen Fortschritte des 
einzelnen Schülers abzustellen. Dabei hat der Lehrer die Möglichkeit, Leistungs-
messung und konkrete Förderung aufeinander abzustimmen.
 
Ab Klasse 7 bleibt die zurückhaltende Gewichtung möglich, aber nur in beson-
ders begründeten Ausnahmefällen, wenn davon auszugehen ist, dass die Lese- oder 
Rechtschreibschwäche nicht auf eine mangelnde allgemeine Begabung oder auf 
mangelnde Übung zurückzuführen ist, sondern ein komplexes Feld an Ursachen 
für einen gestörten oder verzögerten Schriftspracherwerb vorliegt oder die Lese- 
oder Rechtschreibschwäche eine auf medizinischen Gründen beruhende Teilleis-
tungsstörung ist. Die insoweit notwendige Entscheidung obliegt der Klassenkon-
ferenz.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Insofern sieht die Verwaltungsvorschrift bereits die Unterscheidung zwischen  
einer dauerhaften Störung (Legasthenie) und einer vorübergehenden Lese-Recht-
schreibschwäche vor, differenziert insoweit aber aus pragmatischen Gründen nicht 
in den unteren Klassen.

Allerdings ist eine zurückhaltende Gewichtung in Abschlussklassen und in der 
Kursphase des Gymnasiums aus wohlerwogenen Gründen ausgeschlossen. In 
Deutschland kommt den Schulen traditionell die Aufgabe der Leistungsbewertung 
und -messung zu. Sie erwächst aus der kontinuierlichen Beobachtung der Schüle-
rinnen und Schüler im Unterricht. Wenn sich die Schule dieser Aufgabe entzieht 
oder wenn ihre Zeugnisse nicht aussagefähig sind, wird ihre gesellschaftliche 
Bedeutung zurückgehen und es wird bei weiterführenden Bildungs- und Ausbil-
dungsgängen auf Aufnahmeprüfungen ankommen.

Deutlich ist aber darauf hinzuweisen, dass auch in den Abschlussklassen und den 
Jahrgangsstufen des Gymnasiums ein Nachteilsausgleich möglich ist. Die Feststel-
lung, ob die Voraussetzungen für die Gewährung eines Nachteilsausgleichs in einer 
Prüfungssituation vorliegen, ist eine schulische Entscheidung. 

Für den angemessenen Ausgleich haben sich in der Praxis bei einer Lese- und 
Rechtschreibschwäche eine angemessene Zeitverlängerung und die Nutzung eines 
Laptops ohne Rechtschreibprogramm als Formen herausgebildet.

Im kontinuierlichen Unterricht (nicht in den Prüfungsordnungen) ist es in Grenzen 
auch möglich, die Gewichtung der schriftlichen, mündlichen und praktischen Leis-
tungen im Einzelfall anzupassen; allerdings muss jede dieser Leistungsarten eine 
hinreichende Gewichtung behalten. 

4.	�ob sie ebenfalls der Meinung ist, dass eine Feststellung einer Legasthenie oder 
Lese-Rechtschreibschwäche durch einen externen Experten festgestellt werden 
muss;

Grundsätzlich ist die Landesregierung der Auffassung, dass die beschriebenen 
Schwächen als eine pädagogische Aufgabe verstanden werden müssen und dass 
die Schulen in der Lage sind, diese Schwächen zu erkennen, zu beurteilen und 
angemessen mit diesen umzugehen. Ebenso müssen die hiermit in Verbindung 
stehenden Entscheidungen, z. B. über einen Nachteilsausgleich, von der Schule 
getroffen werden. Zusätzlich stehen weitere schulische Experten zur Verfügung, 
so Beratungs- oder Sonderschullehrkräfte, schulische Ansprechpartner, LRS-Fach-
berater oder in Ausnahmefällen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der örtlich zu-
ständigen schulpsychologischen Beratungsstellen. Grundsätzlich ist es auch mög-
lich, dass die Schule oder die Schulverwaltung in Einzelfällen nichtschulischen 
Sachverstand in die Entscheidungsfindung einbezieht, wenn Eltern entsprechende 
Gutachten vorlegen. 

5.	�ob sie die Auffassung teilt, dass eine gutachterlich festgestellte Störung wie einer 
Legasthenie (oder Dyskalkulie) für die Dauer der gesamten Schulzeit von der 
Schule anerkannt und dementsprechend in allen Fächern und den Abschluss-
prüfungen berücksichtigt werden muss;

Eine Berücksichtigung im Rahmen des Nachteilsausgleiches ist möglich (siehe 
oben). Eine Abweichung vom allgemeinen Anforderungsprofil hätte hingegen eine 
Präzedenzwirkung auf alle anderen Leistungsstörungen und würde die Validität 
schulischer Zeugnisse weitgehend aufheben. 

6.	ob sie das in Bayern geltende Recht als sinnvoll erachtet, wonach 

	 a) �eine Anerkennung der Legasthenie nicht mit Übergang zur Sekundarstufe II 
endet, sondern während der gesamten Schulzeit Berücksichtigung im Leis-
tungsausgleich findet,

Die Rechtslage in Bayern ist für Außenstehende komplex. Das Kultusministerium  
legt in den folgenden Antworten den Legasthenie-Erlass aus Bayern zugrunde, ver-
weist aber darauf, dass es insoweit über kein internes Wissen zur Entstehung und 
Umsetzung in Bayern verfügt. 
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In Bayern geht die Regelung zwar weiter als in Baden-Württemberg, dort muss 
aber eine Berücksichtigung der Legasthenie auch im Abschlusszeugnis vermerkt 
werden. Dies hilft den jungen Menschen bei Bewerbungen in der Regel nicht wei-
ter. Es kommt hinzu, dass für die Berücksichtigung ein Gutachten eines Facharztes 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie im Zusammenwirken mit einem Schulpsycho-
logen Voraussetzung ist.

Damit ist ein erheblicher Aufwand notwendig, nur um zu entscheiden, ob gleich 
eine valide Note gegeben wird, oder ob zwar eine bessere Note gegeben wird,  
zugleich aber darauf hingewiesen wird, dass sie nicht valide ist. 

Das Kultusministerium hält in den Abschlussklassen einen Nachteilsausgleich, 
nicht aber eine Abweichung vom allgemeinen Anforderungsprofil für sinnvoll.

	 b) �eine Anerkennung der Lese-Rechtschreibschwäche nicht mit Ende der Klasse 6 
endet, sondern erst mit Ende der Klasse 10 und darüber hinaus in besonderen 
Fällen weiterhin berücksichtigt werden kann, 

Die zurückhaltende Gewichtung bei einer Lese-Rechtschreibschwäche kann nur 
mit den besonderen Problemen des Schriftspracherwerbs begründet werden, bleibt 
daher im Prinzip auf die unteren Klassen beschränkt. Andernfalls hätte sie eine 
Präzedenzwirkung auf alle anderen Leistungsschwächen. In besonders begründe-
ten Einzelfällen ist eine zurückhaltende Gewichtung auch ab Klasse 7 möglich. Im 
Übrigen wird auf die obige Stellungnahme verwiesen.

	 c) �eine Feststellung der Lese-Rechtschreibschwäche durch einen Schulpsycho-
logen, eine Feststellung der Legasthenie durch einen Facharzt für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie erfolgen muss.

Die Schulen haben die Verantwortung für die Förderung der Schüler und damit 
auch für die der Förderung vorangehende Diagnostik. Dafür brauchen sie einen 
Beurteilungsspielraum. Es verzerrt die sachliche Einschätzung, wenn ihnen hierfür 
von nichtschulischen Institutionen, die nicht im schulischen Alltag stehen und auch 
nicht der Schulaufsicht unterliegen, rechtsverbindliche Weisungen erteilt werden. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Ziffer 4 verwiesen.

In Vertretung

Dr. Ruep
Ministerialdirektorin


